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Durch höhere Gewalt, Aufruhr, Streiks und deren Folgen hervorgerufene Betriebsstörungen be 


Jahrg. IX 


Zum Gesetz, befr. unlauteren Wett- 
bewerb, sowie der Verordnung 
über Ausuerkäufe 


Wir hatten schon des öfteren Gelegenheit ge- 
habt, daruf hinzuweisen, wie kompliziert der Rechts- 
zustand in Oberschlesien ist, nicht zuletzt in Ange- 
legenheiten von so grundsätzlicher Bedeutung, wie 
die Frage, — ob die Gesetze in Oberschlesien Gül- 
tigkeit besitzen oder nicht. 

Wir erwähnen hier nur das Gesetz über -das 
Staatliche Spiritusmonopol, das in Oberschlesien 
einige Jahre Geltungskraft hatte. Erst nach einem 
längeren. Zeitraum. hat der Schlesische Seim aus- 
drücklich‘erklärt, dass die Gültigkeit dieses Gesetzes 
die Zustimmung des Schlesischen Seims vorraus- 
setzt, was die unbekannten und unerwünschten Zer- 
würfnisse nach sich zog. 

Aehnlich, ja sogar noch krasser verhält sich die 
Angelegenheit des Gesetzes über den unlauteren 


Wettbewerb, das in Art. 19 klar bestimmt, dass 14) 


Tage nach Veröffentlichung, d. h. mit dem 10. Okto- 


den unlauteren Wettbewerb see Geltungskraft ver- 
liere. 
Man könnte in Dat dessen annehmen, 
dass das erwähnte Gesetz vom genannten Zeitraum 
an Wirkungskraft hatte. Indessen hat es sich ge- 
zeigt, dass die Ausdehnung des Gesetzes auf Ober- 
schlesien gemäss Art. 8 des organischen Statuts von 
der Zustimmung des Schlesischen Seims abhängig 
ist. Auf Grund des Gesetzes vom 15. 4. 1932, (Dz: 
Ust. Śl. Nr. 10 hat der Schlesische Seim erst die 
Geltungskraft des Gesetzes vom 2. 8. 1926 über den 
ünlauteren Wettbewerb nebst den späteren Aende- 
rungen die in Dz. U. Nr. 84, Pos. 749 ex 1926 und in 
Dz. U. Nr. 56, Pos. 467 ex 1930 enthalten sind, auf 
Oberschlesien ausgedehnt: Während 6 Jahren be- 
stand demnach also auf diesem Gebiet ein Chaos, 
denn die einen Gerichte wandten das deutsche Ge- 
setz über den unlauteren Wettbewerb, die anderen 
wieder das polnische Gesetz an, wodurch eine Un- 
sicherheit im Wirtschaftsleben * hervorgerufen 
wurde. 

Die ‘hiesige Handelskammer hat nach einer 
Reihe von Konferenzen mit den kaufmännischen Or- 
ganisationen die Notwendigkeit und Vorteile einer 
Unifizierung der Wirtschaftsgesetze selbst bei einer 
evtl. Verschlechterung des bestehenden Zustandes 
anerkannt und sich dahingehend ausgesprochen, dass 
das Gesetz über den unlauteren Wettbewerb auf die 
Wojewodschaft Schlesien auszudehnen sei. Bezüg- 
lich der Ausführungsverordnung über Ausverkäufe 
stellte sie sich dagegen auf den Standpunkt, dass sie 
den im hiesigen Gebiet eingewurzelten Verhältnissen 
nicht en‘spricht und forderte deren Novellisierung 
gemäss einem vorgelegten, konkreten Entwurf. Dem 
Schlesischen Sejm, bezw. der Rechtskommission 
des Schlesischen Seims wurde eine entsprechende 
Denkschrift unterbreitet, in der die grundsätzlichen 
Differenzen zwischen den diese Materie betreffen- 
den Vorschriften und den Aenderungen, die im Falle 
der Ausdehnung der Verordnung über Ausverkäufe 
auf Oberschlesien durchgeführt werden sollten, klar 
auseinander gelegt wurden. Diese Unterschiede wa- 
ren derart wesentlich, dass die Rechtskommission 
den Standpunkt der Wirtschaftskreise für begründet 
anerkannte und in diesem Sinne auch einen Bericht 


im Schlesischen Sejm vorlegte, 


Katowice, am 28. September 1932 


ber 1926 das deutsche Gesetz vom 8. VI. 1909 über ‚den sie zwangsweise eingezogen. 
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Neue Exekutionsbestimmungen 


Einspruchsmöglichkeiten. , In Industrie- und Handelsunternehmen unterlie- 
Gegen die. Entscheidung-des Finanzamtes ist die | gen der Beschlagnahme in erster Linie: Bargeld, so- 
Einreichung einer Berufung möglich. Diese hat in- dann Vorräte an Produkten, Waren ımd Rohstoffen 
nerhalb von 14 Tagen über das zuständige Finanz- und falls diese zur Deckung der Schulden nicht aus- 
amt an den Finanzausschuss zu erfolgen. Verspätet reichen auch andere Mobilien. Zulässig ist gleich- 
eingegangene Berufungen bleiben unberücksichtigt- falls die Beschlagnahme von Waren, die der Schuld- 
Zu beachten ist, dass die Einreichung. einer Berufung | "eT  Transportunternehmumgen zur Weiterleitung, 
die Ausführung der Entscheidung des Finanzamtes | !bergeben hat, jedoch nur dann, wenn die Exeku- 
nicht aufhält. tion auf eine andere Weise keine Erfolge gezeitigt 
Falls festgestellt wird, dass die Exekutoren sich | hat, oder falls das Finanzamt festgestellt hat, dass 
Verletzungen der. . Exekutionsbestimmungen zu | Ohne Anwendung dieses Mittels die Exekution ver- 
schulden kommen lassen, kann dagegen beim zustän- br bedautend pechet Be k ‚ch 
digen Finanzamt Beschwerde eingereicht werden,| ., Pie Beschlagnahme von Sendungen kann auc 
wobei die Entscheidung des Finanzamtes über die | Während des Transportes erfolgen, jedoch entweder 
Beschwerde als endgültig anzusehen ist und daher | YOT ihrem Versande vom Aufgabeort oder vor ihrer 
bei weiteren Instanzen nicht eingeklagt werden | Aushändigung an, den Empfänger, sofern die. Ware 
noch Eigentum des Schuldners ist. 


kann. 
Versteigerung beschlagnahmter Waren. 
a Die Kosten der Exekution. Die Versteigerimg  beschlagnahmter Waren 
~ Die Kosten der Exekution trägt der Schuldner. | darf nicht’früher, als am 15. Tage gerechnet vom 
Falls dieser sich weigert dieselben zu bezahlen, wer- | Datum der Beschlagnahme ab erfolgen. Fin frühe- 
rer Termin der: Versteigerung darf nur dann fest- 
gesetzt werden, wenn es sich um Mobilien handelt, 
die dem Verderb ausgesetzt sind oder bei einem 
|späteren Verkauf bedeutend an Wert verlieren 
würden, sowie in dem Falle, wenn die Aufbewah- 
rung mit übermässigen Kosten verbunden ist. 

Die Versteigerung erfolgt an dem Ort. an wel- 
chem sich die Mobilien befinden. Auf Antrag des 
Schuldners oder Gläubigers kann die Versteigerung 
auch in einem anderen Ort erfolgen, falls sich dort 
günstigere Verkaufsmöglichkeiten bieten. 

Eine Abschrift über die Bekanntgabe der Ver- 
steigerung übersendet das Finanzamt den Parteien. 

Eine Versteigerung wird als fruchtlos ange- 
sehen, falls an derselben nicht wenigstens 2 Bietende 
teilnehmen, bezw. falls keiner der Anwesenden einen 
höheren Preis geboten hat, als die Schätzung vor- 


Die Exekutionskosten setzen sich zusammen: 
1) aus den festgesetzten Gebühren, 
2) aus Ausgaben für: a 
a) Veröffentlichungen in REN 
b) Entschädigungen dritter Personen - für 
Oefinung von Türen und Aufbewahrungs- 
orten, Transport - Aufbewahrungs- und 
Aufsichtskosten, sowie für Unterhaltung 
beschlagnahmter Tiere. 
c) Entschädigungen an Zeugen und. Sach- 
verständige. 
Falls die Exekutionskosten vom Schuldner nicht 
eingezogen werden können, trägt dieselbe der Gläu- 
biger. Das Finanzamt ist berechtigt, für diese Aus- 
gaben Vorschüsse zu fordern. 


Beschlagnahme von beweglichen Gegenständen. sieht 
Von denjenigen Gegenständen, ‘die zu einer Haus- Falls die erste Versteigerung erfolglos verlau- 
wirtschaft gehören, dürfen vor allem beschlagnahmt | fen ist, wird ein neuer Termin festgesetzt..der 3 Ta- 
werden: ze vorher öffentlich bekannt gegeben wird. Bei der 
Bargeld, sodann entbehrliche Gegenstände, wie | 2, Versteigerung dürfen die Mobilien.auch unter dem 
Kostbarkeiten, Kleinodien, sowie Wertpapiere. Schätzungswerte verkauft werden. 
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‘ Der Schlesische Sejm wandte sich, : bevor Schlesischen Sejms zur Ausdehnung des Gesetzes 
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seine Zustimmung zur Einführung des Gesetzes über:| vom 2. August 1926 über Bekämpfung des unlauteren 
unlauteren Wettbewerb. erteilte, an den Herrn Woje” | Wettbewerbs auf die Wojewodschaft Schlesien (Dz. 
woden, damit dieser im Ministerrat durchsetze, dass! U. R. P. Nr. 96, Pos. 559) und der Verordnung des 
für die Wojewodschaft Schlesien an Stelle der Aus- | Staatspräsidenten vom 17. 9. 1927 betr. Aenderung 
des Gesetzes vom 2. August 1926 über die Be- 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbs (Dz. U. R. 
P. Nr. 84 ‚Pos. 749), in der Fassung der Verordnung 
des Ministers für Handel und Industrie vom 9. Juli 
1930 (Dz. U. R- P. Nr. 56, Pos. N 
‘Art L 

Gemäss Art. 8a des Gesetzes vom 15. Juli 1920, 
das das organische Statut der Wojewodschaft Schle- 
sien enthält, (Dz. U. R. P. Nr. 73, Pos. 497) in der 
Fassung des Gesetzes vom 8. März 1921 (Dz. U. R. 
Nr. 26, Pos. 146) erteilt der Schlesische Seim seine 
Zustimmung zur Ausdehnung des Gesetzes vom 2. 
August 1926 über die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs (Dz. U. Nr. 96, Pos. 559) und der Ver- 
solche Zustimmung fehlt aber. Der Dz. Ust. Sl. Nr.|ordnung des Staatspräsidenten vom 17. September 
10, vom 20. 4. 1932 lautet nämlich wie folgt: 1927 über die Aenderung des Gesetzes vom 2. Au- 

„Gesetz vom 15. April 1932 betr. Erklärung des | gust 1926 über die Bekämpfung des unlauteren Wett- 


führungsverordnung vom 14. März 1928 Dz. U. Nr. 
41, Pos. 396 eine Verordnung über Ausverkäufe er- 
lassen wurde, die den durch die Handelskammer in 
Katowice in seinem Entwurf vom 4. IV. 1930 darge- 
legten Wünschen entspreche. 

Aus diesem Sachverhalt geht klar hervor, dass 
der Schlesische Sejm seine Zustimmung lediglich zur 
Einführung des Gesetzes über den unlauteren Wett- 
bewerb, dagegen nicht der Verordnung über Aus- 
verkäufe erteilt hatte. 

Hätte der Schlesische Sejm beabsichtigt, auf die 
Wojewodschaft Schlesien die Verordnung über Aus- 
verkäufe auszudehnen, so hätte er expressis verbis 
eine dementsprechende Zustimmung erteilt. Eine 
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Gfosse zum Fage 


120 Millionen Paar Schuhe. 

120 Millionen Paar Schuhe sind — nach einem 
Bericht des Reichsverbandes der deutschen Schuh- 
Industrie im B. T. — im Jahre 1930 in Deutschland 
produziert worden und zwar entfällt davon je die 
Hälfte auf Lederschuhe und auf anderes Schuhwerk. 
Die Ausfuhr betrug mehr als 4 Millionen Paar 
Schuhe. Zur besseren Veranschaulichung dieser 
Zahlen wird darauf hingewiesen, dass diese 120 Mil- 
lionen Paar Schuhe hintereinandergestellt eine un- 
unterbrochene Kette von 30 Millionen Meter Länge 
bilden würden, eine Kette also, die den Umfang des 
Erdballs zu % umspannen würde ; eine-wirklich er- 
staunliche Leistung. 

Da jedoch Schuhe nicht dazu produziert wer- 
den, um hintereinandergestellt um den Erdball gelegt 
zu werden, scheint uns eine andere Betrachtungs- 
methode angebrachter und anschaulicher, die näm- 
lich, die von der eigentlichen Zweckbestimmung von 
Schuhen ausgeht, dem Getragenwerden, und da be- 
kommt man ein anderes, aber nicht weniger interes- 
santes Ergebnis. Geht man nämlich davon aus, dass 
der normale Schuhbedarf der Bevölkerung zwei 
Paar Lederschuhe jährlich pro Kopf beträgt, was 
man, mag es auch im Augenblick als Luxus erschei- 
nen, sicher nicht als übertrieben bezeichnen kann, 
so kommt man zu dem Resultat, dass die deutsche 
Schuh-Industrie im Höhepunkt ihrer Beschäftigung 
nicht imstande gewesen wäre, diesen normalen Be- 
darf voll zu befriedigen. So erstaunlich die Produk- 
tionszahl also auch auf den ersten Blick erscheinen 
mag, von einer Ueberproduktion kann keine Rede 
sein, oder doch- nur. insofern, als leider der..Korisu- 
ment eben heute nicht genug verdient, um- seinen 
normalen Bedarf zu befriedigen. Gelänge es, den 
Konsum. -wieder zu.beleben, so würde: die Schuh-In- 
dustrie — und dasselbe gilt von fast allen Konsum- 
Industrien — nicht nur voll beschäftigt, sondern so- 
gar. weiter ausgebaut werden können. nur darauf 
also.sollte man hinarbeiten, den Bedarf den gestei- 
gerten Produktionsmöglichkeiten anzupassen, nicht 
aber, wie dies leider geschieht, die Produktion dem 
verminderten Bedarf entsprechend einzuschränken. 
Von einer wahren Ueberkapazität unserer Produk- 
tion gerade von Konsumgütern sind wir noch weit 
entfernt. 


bewerbs auf die Wojewodschaft Schlesien (Dz. U. 

R. PY Nr. 84, Pos. 749) in der Fassung der Ver- 

ordnung des Ministers für Industrie und Handel vom 

9. Juli 1930 (Dz. U. R. P. Nr. 56, Pos. 467). 
Sejmmarschall 

ME W 64 3 

Dafür spricht ebenfalls -die oben: zitierte- Resolu- 
tion des Schlesischen Seim. 

Dies ist letzten Endes eine logische Folge des 
gesamten,”oben geschilderten Sachverhalts, zumal, 
wie bekannt, die erwähnte Verordnung über Ausver- 
käufe den in anderen Gebietsteilen herrschenden 
Verhältnissen ebensowenig entspricht, und ein neuer 
Entwurf über Ausverkäufe bereits in Ausarbeitung 
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Worauf will man also die Einführung der Ver- 
ordnung über Ausverkäufe, die allgemein als fehler- 
haft anerkannt wurde, in einem Zeitpunkt, in dem 
eine neue allgemein geltende Verordnung an Stelle 
der bisherigen in Ausarbeitung ist, stützen? An- 
ders verhält sich die Angelegenheit in den anderen 
Gebietsteilen, in denen die Verordnung bereits Gel- 
tungskraft erlangt hat, und daher nur durch eine an- 
dere Verordnung abgelöst werden kann. - 

Da bisher eine Zustimmung des Schlesischen 
Seims zur Einführung der Verordnung über Ausver- 
käufe nicht erklärt wurde, hat- ‘diese Verordnung 
nicht nur vom juristischen, sondern auch vom logi- 
schen Standpunkt aus in Oberschlesien keine Gel- 
tungskraft. Was hätte es nämlich für'einen Zweck, 
in Oberschlesien eine Verordnung über Ausverkäufe 
einzuführen, wo den hiesigen Verhältnissen entspre- 
chende Vorschriften gelten, zumal, wie wir oben er- 
wähnten, der Schlesische Sejm selbst bei Behandlung 
des Gesetzes über den unlauteren Wettbewerb sich 
an den Wojewoden wandte, damit dieser. beim Mi- 
nisterrat bezüglich des Erlasses einer Verordnung 
über Ausverkäufe, die den Wünschen der hiesigen 
Handelskammer entspricht, vorstellig werde. 

Trotz dem klaren Sachverhalt, sowohl in recht- 
licher, als auch in tatsächlicher Hinsicht stehen die 
Behörden auf dem Standpunkt, dass die Verordnung 
über Ausverkäufe, die sich von den in Oberschlesien 
bisher. geltenden Vorschriften grundsätzlich unter- 
scheidet, Geltungskraft besitze. Da die Uneinheit- 
lichkeit der Anwendung der betr. Vorschriften Un- 
sicherheit im Rechtsverkehr hervorruft, ist eine end- 
gültige Regelung dieser Angelegenheit unbedingt 
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tungen der Bank sind durch Gold allein mit 40,33% 


Am 19. d. M. fand in Rybnik die fällige Mo- 
natsversammlung des kaufmännischen Vereins 
„Merkur“ unter Vorsitz von Herrn Sladky statt. 
Seitens der Geschäftsstelle der Wirtschaftlichen 
Vereinigung nahm an dieser Sitzung Herr Dr. Gawlik 
teil. Die Referate umfassten die neuen Exekutions- 
bestimmungen, den Arbeitslosen-Hilfsftond. das Ar- 
beitslosenversicherungsgesetz, sowie die Aenderun- 
gen des Angestelltenversicherungszesetzes. Im Ver- 
lauf der sich anschliessenden Diskussion wurden 
ausserdem Gewerbesteuerfragen geklärt. 


Warschauer Börsennotierungen 
Devisen: 

16. 9. Belgien 123,75 — 124,06 — 123,44, Hol- 
land 358,45 — 359,35. — 357,55, London 31,00—30,98 
31,14 — 30,84 New York 8.925 — 8.945 — 8.905, 
Paris 34,96 — 35,05 — 34,87, Schweiz :172,30 — 
172,73 — 171,87. 

21. 9. Belgien 123,75 — 124,06 — 123,44, Hol- 
land 358,60 —: 359,50 — 357,70, London: 30,96 — 
30,95: — 31,10 — 30,80. New York 892 — 8,94 —8,90, 
Paris 34,97 —— 35,06: — 34.88 Prag 26,39 — 26,45 
26,33, Stockholm 159,20 — 160,00 — 158,40, Schweiz 
KAP = 172,58. —.171.72 Italien 45,30 — 46,02 — 

23. 9. Belgien 123,85 — 124.16 — 123,54, Holland 
358,50 — 359,40 — 357,60. London 30,91 — 30.88 — 
31,05. — 30,75, New. York 8.919 — 8.939 — 8.399, 
Paris 34,98 — 35,07. —.34,89, -Prag 26,38 — 26.44, 
26.32, Schweiz 172,15 — 172,58 — 171,72, Italien 
‚45,30 — 46,02 — 45,58, 

. 24. 9, Belgien 123,30 — 124,11 — 123,49. Dan- 
zig 173,55 — 173,98 — 173,12. London 30,90 — 30,95 
31,08 — 30,78, New York 8,92 — 8,94 — 8,90. Pa- 
ris. 34,97 — 35,06 — 34,88 Prag 26,40 — 26,46 — 
26,34. Schweiz 172,15 — 172,58 — 171,72, Italien 
45,80 — 46,02 — 45,58. 

26.9. Belgien 123,75 — 124.06 — 123,44, Danzig 
173,50 — 173,93 — 173,07, Holland 358,50 — 358,35 
359,33 — 357,53, London 30,84 — 30,85 — 31,00 — 


130.70, New York 8,925 — 8.945 — 8,905, Paris 34,96 


35,05 — 34,87, Prag 26,40 — 26.46 — 2634, Schweiz 
172,10 — 172,53 — 171.67, Italien 45,80 — 46,02, — 


45,58. 
Wertpapiere‘: 

3-proz. Bauanleihe 38,25 — 38,50; 4-proz. Dol- 
laranleihe 48,75; 4-proz. Investitionsanleihe 99,50— 
99.75; 5 - proz. Konversionsanleihe 40.25 — 40,00; 
7-proz. Stabilisationsanleihe 54,50. —. 53,50. — 53,75. 
8-proz. Pfähdbriefe der Bank "Gospodarstwa Krajo- 
wego 94,00, 8-proz. Pfandbriefe der Bank Rolny 
94,00, 8-proz Obligatiönen der Bank Gospodarstwa 
Krajowego, 94,00. 

Bilanz der Bank Polski. 

Die Bilanz der Bank Polski für die II. Septem- 
berdekade weist einen Goldvorrat von 482.755.000 
Zt. auf, d.’s. 3.556-000: Zt. mehr als in der vorher- 
gehenden Dekade. Geld- und deckungsfähige aus- 
ländische Forderungen sind um 13.268.000 Zt. auf 
33.932.000 Zt. gesunken: Die nicht deckungsfähigen 
Devisen sind dagegen um 554.000 ZI: auf 107.220.000 
Zt. gestiegen. Das Wechselportefeuille ist um 
18.642.000 Zt. gesunken und betrug 618.190.000 Zł. 
Der Stand der Lombardkredite hat sich um 663.000 
Zt. auf 116.737.000 Zt. erhöht. Andere Aktiva be- 
tragen: 153.414.000 Zł., d. s. 8.485.000 Zt. mehr als 
in der vorhergehenden ‚Dekade. 

In den Passiva ist die Summe der sofort fälli- 
gen Verbindlichkeiten um 17.919.000 auf 188.705.000 
Zu. gestiegen. Der  Banknotenumlauf ging um 
37.961.000 Zł. auf 1-011.161,000 Zł. zurück. 

Die Banknoten und die sofort fälligen Verpflich- 


gedeckt = (10,23% oberhalb der statutarischen 
Deckung), und -die des Banknotenumlaufs _aus- 
schliesslich mit Gold 47,74%. 

Der Discontsatz der Bank betrug 7%%, 
Lombardsatz 8%%. 


1.— Z1.-Silbermünzen werden aus dem Verkehr 


x gezogen. 

Verordnung des Finanzministers vom 20 August 1932 

Die 1.— Z1,-Silbermünzen verlieren ihre Gel- 
tungskraft als Zahlungsmittel am 31 Dezember 1932. 
Bis 31. Dezember 1934 werden sie in den Finanz- 
kassen, sowie den Filialen der Bank Polski einge- 
löst. Nach dem 31. Dezember 1934 entfällt die Ver- 
pflichtung zur Einlösung dieser Münzen. 


Steuern Zölle Verkehrstarlie 


Berechnung der Vorschüsse für die Umsatzsteuer. 

Im Zusammenhang mit ‘der Novelisierung des 
Gewerbesteuergesetzes hat die im Rundschreiben 
des Finanzministeriums vom 10. III. 1930 L. D. V: 
9868/4/29 enthaltene Interpretation der Besteuerung 
des Art. 7 des Gesetzes bezüglich Anwendung..der 


der 


ermässigten Umsatzsteuersätze für Umsätze, die 
vom Handelsunternehmen aus dem Verkauf von Wa- 
ren erzielt wurden, die vor dem Weiterverkauf in 
einem fremden Unternehmen verarbeitet wurden, 
ihre Geltungskraft verloren. 

Vom 1. I. 1932 an dürfen die ermässigten Um- 
satzsteuersätze, sofern es sich um Handelsunterneh- 
men handelt, im Sinne. des Art. 7 Abs. 3 des Gesetzes 
vom 15. VII. 1925 im Wortlaut der Verfügung des 
Finanzministeriums vom 27. I. 1932 (Dz. U. R. U. Nr. 
17, Pos. 110) ausschliesslich auf solche Umsätze an- 
gewandt werden, die aus dem Verkauf von Waren 
ohne Verarbeitung erzielt worden sind. 

Umsätze von Handelsunternehmen, die aus dem 
Verkauf von Waren nach ihrer Verarbeitung in 
fremden Industrieunternehmen erzielt wurden, be- 
zahlen die Umsatzsteuer vom 1. I. 1932 bis 31. De- 
zember 1933 nach dem 2%"igen Steuersatz. 

In diesem Sinne werden auch die Vorschuss- 
zahlungen für das Jahr 1932 berechnet, 

Falls die Berechnung der Vorschusszahlungen 
seitens der Finanzämter anders erfolgt ist, werden 
die Firmen aufgefordert, die Differenz innerhalb von 
7. Tagen  nachzuzablen. -andernfalls zwangsweise 
Einziehung erfolgt. 


Welcher Termin galt für die Bezahlung der 
IV. Rate der Umsatzsteuer für das Jahr 1931? 
Im Sinne des neuen am 1. Januar 1932 gelten- 

den Umsatzsteuergesetzes ist der Termin zur Be- 
zahlung der IV. Rate der Umsatzsteuer auf den 15. 
März d. Js. verlegt worden. Die Finanzbehörden 
jedoch stehen auf dem Standpunkt, dass der Zah- 
lungstermin dieses Vorschusses im Jahre 1932 
nicht verlegt worden ist, sondern wie bisher auf 
den .ı5. Januar d. Js. fiel. 
Im Sinne dieser Interpretation haben sie von 
denjenigen Kaufleuten, die bis zum 15. März den 
Vorschuss einzahlten, Verzugszinsen gefordert. 
Die Finanzbehörden vertreten nämlich den 
Standpunkt, dass die Vorschriften des neuen Gese- 
tzes die Umsatzsteuer des Jahres 1932 und nicht 
die Steuerangelegenheiten des Jahres 1931 be- 
treffen. 
Obwohl die Witschaftsvereinigungen und die 
Handelskammern gegen diesen Standpunkt der Be- 
hörden vorgegangen sind, haben diese ihre Ansicht 
nicht geändert. Es ist deshalb denjenigen Steuer- 
zahlern, von denen Verzugszinsen gefordert were 
den, die Einreichung einer Klage beim Obersten 
Verwaltungsgericht zwecks endgültiger , Klärung 
der Sachlage anzuraten. 


Behandlung der Prokuristen. 

Art. 21 des Einkommensteuergesetzes. 
Gemäss Urteil des Obersten Verwaltungsge- 
richts vom 11. Januar 1932 umfasst eine Prokura, 
die für das gesamte Unternehmen auf Grund der 
Vorschriften des HGB. erteilt worden-ist, die Er- 
mächtigung zur selbständigen Leitung des Gesamt- 
unfernehmens im Sinne des Art. 21 Abs. 3 des Ein- 
kommensteuergesefzes. 


Wann kommt der Importeur in den Genuss 

der Zollermässigungen? 
Das Finanzministerium erliess am 23. VI. 1923 
ein Rundschreiben. L. D. IV. 14165/3/32 betr. Be- 
rechnung von Zollabgaben bei Anwendung von Zoll- 
ermässigungen. Das Rundschreiben wurde mit 
Rücksicht auf eine Reihe von Zweifeln. die im Zu- 
sammenhang mit der Berechnung von Zollabgaben 
bei Anwendung. der für gewisse Zeiträume gewähr- 
‚ten Zollermässigung sich ergaben, erlassen. Das 
Rundschreiben bestimmt, dass die genannten Er- 
mässigungen dann anzuwenden sind, wenn die Wa- 
re zur Zollabfertigung während deren Geltungsdauer 
angemeldet und die Zollabgabe innerhalb 14 Tagen 
nach Feststellung des Ergebnisses der Zollrevision 
durch das Zollamt entrichtet wurde. 
Entrichtet die Partei die Zollabgaben nach Ab- 
lauf der 14-tägigen Frist, und erlischt inzwischen 
die Geltungsdauer einer Zollermässigung, so sind die 
Zollabgaben entsprechend den autonomen Sätzen zu 
berechnen. Falls die Geltungsdauer einer Zoller- 
mässigung nicht erlischt, verliert die Partei das 
Recht auf diese bis zum Zeitpunkt der Gültigkeits- 
dauer nicht, die in der betreffenden Genehmigung 
des Finanzministeriums, bezw. in einer allgemeinen, 
angegeben ist und die Grundlage zur Anwendung der 
Ermässigung bildet. 
Hierbei ist allerdings’ die Anwendung des Art. 
48: der Verordnung über das Zollverfahren (Dz. U. 
R. P. Nr. 33 ex: 1930, Pos. 276) und zwar die An- 
drohung. des Verkaufs von Waren, für- die die Zoll- 
abgabe in der vorgeschriebenen Frist nicht entrich- 
tet wurde, (im Wege der öffentlichen Versteigerung) 
nicht ausgeschlossen. 
Die Bestimmungen des genannten Rundschrei- 
bens beziehen sich gleichfalls auf Waren, die der 
Verzollung gemäss den, in gewissen Zeiträumen gel- 
tenden Konventionsermässigungen unterliegen. 


Verjährungsfrist zum Ausgleich von Zollforderungen. 
Mit Rücksicht auf die Verordnung des Finanz- 
ministers vom 24. September :1926 (Dz. U. Pos. 586), 
sowie auf die Vorschrift des $ 7 der Verordnung 


in Królewska Huta. 


Neue Meldelormulare für die Versicherungsansiali 


Auf Grund der Verordnung des Arbeitsmini- | Formular 1. 


sters vom 20. August 1932 (Monitor Polski Nr. 207) 
werden einzelne Bestimmungen der Ausführungs- 
verordnung über die Versicherung von Angestellten, 
wie folgt verändert: 

er $$ 16, 17, 18, 26 erhalten folgenden- Wort- 
aut, 

$ 16. Angestellte, die im Laufe des Kalender- 
monats eine Beschäftigung annahmen, die die Ver- 
sicherungspflicht begründet, sofern diese Beschäfti- 
gung mindestens 14 Tage im Laufe des Monats ge- 
dauert hat, hat der Arbeitgeber ohne Rücksicht da- 
rauf, ob diese Angestellten vorher versichert waren, 
der zuständigen Versicherungsanstalt auf dem Mu- 
ster 1 spätestens bis zum 10. Tage des Kalendermo- 
nats, der auf den Monat fällt, in welchem die Ver- 
sicherungspflicht - entstanden ist, zu "melden. 
Diese Meldung ist vom Arbeitgeber und Angestell- 
ten zu unterschreiben. 

$17. Der Arbeitgeber ist verpflichtet. die Ver- 
sicherungsanstalt ausserhalb der im $ 16 bezeichne- 
ten Frist über das Aufhören der Versicherungspflicht 
des Angestellten, sowie über sämtliche Veränderun- 
gen, welche im Laufe des vergangenen Kalender- 
monats bei dem Gehalt des Angestellten. wie auch 
die in seinem Dienst- und Familienverhältnis erfolg- 
ten, mitzuteilen. Diese Mitteilung hat auf Formular 
Nr. 2 für jeden Angestellten besonders zu erfolgen. 

$ 18. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf Ver- 
langen der Versicherungsanstalt innerhalb der von 
der Versicherungsanstalt bezeichneten Frist eine auf 
Formular Nr. 3 angefertigtes namentliches Ver- 
zeichnis sämtlicher bei ihm an dem bezeichneten 
Tage beschäftigten Angestellten, die der Versiche- 
rungspflicht unterliegen, zu übersenden. 

§ 26. Angestellte, die den im Art. 2 bis-4 be- 
zeichneten Bedingungen entsprechen und von der 
Versicherungspflicht aus den im Art. 6 genannten 
Gründen befreit werden wollen, meldet der Arbeit- 
geber auf Formular Nr. 4, unter Angabe des Grun- 
des, der das Recht auf Befreiung begründet, sowie 
unter Beifügung der entsprechenden Belege. 


Falls die Versicherungsanstalt für Angestellte 
nach einer evtl. Prüfung den Mangel, der das Recht 
auf Forderung nach Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht begründeten Bedingungen feststellt, 
händigt sie dem Angestellten und Arbeitgeber die 
Entscheidung über die Versicherungspflicht und die 
Aufforderung zur Einreichung der Meldung im Sinne 
des $ 16. mit einer Belehrung über die ihnen zuste- 
henden-Rechtsmittel aus. Es u. 


&21 erhält folgenden Absatz als 1. Absatz: 


` Auf Verlangen des Arbeitgebers oder Angestell- 
ten, sowie in anderen Fällen, in denen die Notwen- 
digkeit vorliegt, fällt die Versicherungsanstalt Ent- 
scheidungen über die Versicherungspflicht des An- 
gestellten mit einer Belehrung über die zustehenden 
Rechtsmittel. 

Ausserdem: werden neue Meldeformulare einge- 
führt, die wir nachstehend in deutscher. Ueber- 
setzung wiedergeben: y 


über das Zollverfahren vom 14. März. 1930 (Dz. U. 
Pos. 276), die die einjährige Frist zur Bezahlung von 
Zolliorderungen bestimmen, kann sich die Zollbe- 
hörde gegenüber der Partei nicht auf die Vorschrift 
des Art. 514 des russischen Zollgesetzes berufen, 
welches eine 2-jährige Frist vorsieht. (Urteil vom 
24. April 1932 L. Rei. 5921/30.) : 


| Handelsgerichtliche Eintragungen 


Sad Grodzki, Katowice. 

A. 2444. Fa, Staudinger i Ska., Górnośląskie 
Przedsiebiorstwa Görnicze w Katowicach, Datum 
der Eintragung: 24. X. 1931. Genannte Gesellschaft 
ist erloschen und als solche im Handelsregister ge- 
strichen. 

B. 1104. „Katomasz“, Katowicka Fabryka Ma- 
szyn S. A., Katowice. Datum der Eintragung: 30. XI. 
1931. Bei der Firma wurde eingetragen, dass. der 
Sofja Klubos aus Katowice Prokura erteilt- wurde. 

B. 1077. Be-Te-Ha, Biuro Techniczno-Handlo- 
we i skład maszyn, Sp. z o. o. in Warszawa, Filiale 
Katowice. Datum der Eintragung: 23. X.'1931. Der 
Geschäftsführer der Gesellschaft Erich Zimmermann 
ist abberufen und an dessen Stelle der Hermann 
Ricke aus Berlin getreten, der zur selbständigen 
Vertretung der Firma berechtigt ist. 

B. 752. Towarzystwo Przemystowo-Handlowe 
Block Brun, S, A. Sitz in Warszawa, Filiale in Kato- 
wice. Datum der Eintragung: 16. XI. 1931: Der 
Vorsitzende des Vorstandes, Stanislaw Gustav 
Brun, sowie das Vorständsmitglied, Kazimierz Brun, 


in Kraft ab 9. September 1932. 


Muster 1. 
Anlage zur Verordnung des Ministers für soziale 
Fürsorge vom 20. August 1932 r. (Pos. 678). 
ANGESTELLTEN-VERSICHERUNGSANST ALT. 


ae a E e Pi EEA o ah Et! 
(Nr: des P. K. O.-Contos . . .) 
WOISWORSCHENE. ea V IR ET 5 
frois aaie ae ra dee ee REN SO JE - Numer des Arbeitgeber-Contos .....esseesesees 
DE AEP ES REA ES TE ; 
Anmeldung eines neu angenommenen Angestellen zur Versicherung. 
a 1 a A AAR AAR a AN aA AA A i NASEN a AE te a a 
(Vor--und Zunamen bezw. Firma sowie Art des Unternehmens). 
NOT ERS EN Ea N EE a, a Aaa Saa ara SAAS En See aa E aa aid PE AE E E AE PTE T 
1;-- Vor--und-Zuname-des-Angestellten — =ni sr rn TETT ee ne 
sowie Mädchenname der Ehefrau... --»----- «+»... a RN en ae EEE hen - 
2. Dienstcharakter, Diensttitel »und Diensttätigkeiten > --- satses ensce ae Set hos oiee oS gTa soose sido 
3. a) Höhe des monatlichen Entgelts J .-....» nrw cur s o oiss h ine en PERRDESTELTEREPELRERTERERT 
b) Höhe -des Gesamtbeitrages **).......es iiie 00 A E NEET E AT 
4. Tag dės Begins dèr angemeldeten Beschäftigung EREREIELTERTERTEREREIERTRRRERRTITERFERERE 
5. a) Vorher versichert im’ Zaklad Ubezp. -Prac. Umyst. in - = ---orss00nosnuoennonnnnnn on nen 
By Nr. der Ver CHETIN SKATTE 2:28.05 20 e mag rt aa te O EAA S ben casa an ae 
6: Daima GeblırtsstbndesbAmgestöllten Nna aama E nn nannte ee eN E AES 
1: SKAER VENA dek ADC OLEAN 20. Ba TE IR 


Fortbildungsschule absolviert-hat. sofern. er_ Verkäufer oder Expedient ist). .........r.se. sesa A 
verheiratet, Witwer Witwe) sai, 2a a ml U dera y ET E ae a a a e E 
18:-Fag-der-Fheschliessung - rirerire een ne en en nee 
11. Vor- und Zuname der Frau, Ort und Datum ihrer ‘Geburt 


12.: Name: der Kinder, -Ort und. Datum ihrer ‚Geburt .....2.....x-» a ER N n I a N 


13- Vorhergehende Beschäftigung in den letzten 5 Jahren, sofern er nicht versichert war, wobei Ver- 
käufer und Expedienten, die eine 6-klassige Mittelschule oder Mittelberufsschule (Handelsschule) 
absolviert haben. anzugeben haben, in welcher Zeit und bei wem sie die Handelspraxis abgelegt 


Kr TR TE 


haben 
ONR) RICK ELLE KIRIUHKKRKRTER KLICK RI rer rennen 
VOL Heise. plereie.äin en seen gehe > ne IESSE DIS” 2... LET EEE AS .. 
BEN ARTE DR HAI MH CHOM OARIEVON A. ounenieeseenennnnnr ee 
b) nennen. Pe izi si izis > "eea eTe e "o"e e"o e CEPTE EEE Er ee 
ET OR Re ER TE rate EEE N RER nenn AERO 
14. Bemerkungen: .....sesoesoseseeceeseeeesse +> E EERE R aada EA E 
ae a aS a iA De OSEE ARNE 1 OE AE E E a rn A 


Ich nehme zur Kenntnis, dass der Arbeitgeber obige 
Angaben der Angestelltenversicherungsanstalt in... 


eeentsennne gemeldet hat, wobei ich feststelle, dass 
die in den Punkten 1, sowie 5 bis 14 enthaltenen Añ- - 


gaben der Wahrheit entsprechen. 
Unterschrift des Angestellten 


"Adresse e 


secsec soosaoocaoostsososssooootsosnooeoooonooooeo 


"Unterschrift des Arbeitgebers (Firma) ` 


„unse nenne. ee .o nern en» ...n 0,0% 


Formular 2. l | Muster 2. 
VERTRETERIN BAENA o 
P S EE E tr. donei desi ET TE EIAR 
a (Nr. des P. K. O.-Contos < ts. FEIERN ) 
Wojewolschellirwsenersseewerenerserer een nn Numer des Arbeitgeber-Contos ....esssseesses 
SCHH : RAT T E Ta Nr. der Versicherungskarte sees seso 000. n 


rn nn nee 


Arbeitgeber: Vor-- imd Zuname (Firma ....i..... 24200 een. AarbsdaH. SEHR NETT, - 
memrelltertin or- und Znane ee ne STE EN EMTEC 23 bis 
I. Die Versicherungspflicht endete am -...... II ER IE RE FIG 
II.:a).Höhe des monatlichen Gehalts vom. .«-..«- ; BE Bra N a I aT M AN 
„-. nm... rer re. D 7 ES RN gr. 3 .—_—n— — nr ee 

b) die Höhe des :Gesamtbeitrages beträgt - -- -- »...»:ueuu0.. TEURER LGE EURES IR BIER 

II. Aenderungen.in den Familienverhältnissen, 4) »»er.z0es200e0neue en na aas ioo daii EEE 
Die betr. Angaben wurden in die Versicherungs karte eingetragen am ....ess.ossesssesoesassees 

 ....... .".„„...„"n.n„.. s.t, den  „.-„....n....„..„.,.,.. ı K PASES 


Ich nehme zur Kenntnis, dass der Arbeitgeber obige 
Angaben der Angestelltenversicherungsanstalt in... 
BER NEN) CORREA gemeldet hat, wobei ich feststelle, 
$ dass die in Pkt. 3 enthaltenen Angaben der Wahr- 
heit entsprechen. 
Unterschrift des Arbeitgebers (Firma) Unterschrift des Angestellten 
Adresse: 


(Fortsetzune auf Seite 4). 


EEE RT BERECHTIGTE EEE TEE TEEN TEE LT TEE EEE ET 


sind gestorben. An ihre Stelle sind in den Vorstand | Jan Ignacy Majewski und -Wachaw Brun, getreten. | Vorstandsmitglieder. Jan Ignacy Majewski und Wa- 


die bisherigen Vertreter der Vorstandsmitglieder, "An die Stelle der zurückgefretenen Vertreter der 


claw Brún, sind als Vertreter der Vorstandsmitglie- 


8. Ausbildung des Angestellten unter- Angabe der Lehranstalt und Lehriahre (insbesondere ob er eine. 


ro 


ET ET TER TEE 


TERELET 
u. ENAP 


P K 


EROT ORNO EAE AE 


HAZET 


FCHTTERE 


EEE RER TE TUE GG 


CET EL a a ZT FEW TE 


ER z 


Anmerkungen:.1) Die Anmeldung ist gemäss Art. 106 spätestens bis zum 10. des Kalendermonats nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses oder nach Eintritt einer Aenderung in den 
Dienstverhältnissen dem Gehalt bezw. den Familienverhältnissen des Angestellten 
des Angestellten zu bewirken. 

2) die Versicherungspflicht hört mit Ende desjenigen Kalendermonats auf, in dem die 
versicherte Person seine Beschäftigung oder den Charakter eines geistigen Arbei- 

ters verloren hat (vide Art. 7 Abs. 2). 

3) Es ist summenmässig im Monats verhältnis die Höhe des abgeänderten Gehalts an- 
zugeben und hierbei zu berücksichtigen: 

a) die ständige Entschädigung in bar (Art. 11), 
b) der Geldwert einer Entschädigung in Natur (Heizung und Beleuchtung, Unterhalt 
und andere Leistungen in Natur)- 
c) wiederkehrende Leistungen (Art. 12 — Tantiemen, Provisionen usw.) 
Sofern frühere Aenderungenim Gehalt nicht gemeldet wurden, so ist die Höhe 
des Gehalts in den zuvorgehend en Monaten anzugeben. 

4) Es ist zu melden: 1) das Datum der Eheschliessung sowie der Geburtstag, Vor- u. 
Zuname (Mädchenname) der Frau, bezw. der Name des Mannes, 2) Datum und Ort 
der Geburt sowie die Namen der Kinder, 3) Todestag der Frau und Kinder. 

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, die Aenderungen in den Familienverhältnissen, 
von denen er durch den Angestellten in Kenntnis gesetzt wurde (Art. 106, Abs. 2) 


mitzuteilen. ~ 
Formular 3. Muster 3. 
ANGESTELLTEN-VERSICHERUNG SANSTALT 
naa RAR ARA SE a ESP EN Nfi 
5 Ni- des BEK O..Contös eiee sur staat ) 

EE AAA TA Ta AT OI ara aaa a aaa areas Jahr se E SETEN ie N s i sehe 
Kre 1, Sue cos ea un meine erhal ren ee ans > mer NE RS ARDE OOE IRONIIS 6 4m lernaie release bei! 
AUSWEIS 
Ger: Angestellten, dioiii eaea Yes. Eaa u Rica 


(Vor- und Zuname, bezw. Firma) 
beschäftigt waren und der Versicherungspflicht gemäss der Verordnung des Staatspräsidenten vom 
24. November 1927 betr. Angestellten-Versicherung (Dz. U. R. P. Nr. 106, Pos. 911) unterlagen. 


Höhe des Monatsgehalts 
im Monat Anmerkungen 


Złot 


Vor- und Zuname 


Nr. 
des Angestellten der Versicherungskarte 


1) Es ist summenmässig im Monatsverhältnis die Höhe des Gehalts anzugeben und hierbei zu be- 
rücksichtigen: £ 
a) die ständige Entschädigung in bar (Art. 11), b) der Geldwert einer Entschädigung in Natur 
(Licht und Beheizung, Unterhalt und ardere Leistungen in Natur), c) wiederkehrende Lei- 
stungen, (Art. 12 — Tantiemen, Provisionen usw. 


Formular 4, .. l Muster 4. 
i ANGESTELLTEN - VERSICHERUNG SANSTALT: 


y m nee ER ET en T... 

Woj odschaft ae. Te tee 

a Nr der Arbeiterkarte nee nee ee eereete 

Ort we. een ». u...» „en un 998 

Ausweis der berg ra un 
des Arbeitgebers: (Firma) -.esesseseeessesesrees die die Befreiung von der Versicherungspflicht ge 
mäss Art. 6 der Verordnung des Staatspräsidenten vom 24. November 1927 betr. Angestelltenversicher 
ung (Dz. U. R. P. Nr. 106, Pos. 911) fordem. 
Grund der Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht (unter Bezugnahme auf die Vorschrift 
der Verordnung des Da — Artikel u. betr, 
Punkt 


Unterschrift des Angestellten - 


Vor- und Zuname der die Befreiung fordert 


des Angestellten 


Lid. 
Nr. 


| 


nes ne... den eo oaeo tie te e Go IH 19 „>. 
Unterschrift des Angestellten 
non o oeie 0 o BR TR ee 
Adresse 
Anmerkung: Dem vorliegenden Ausweis sind die betreffenden Dokumente „oder Bescheinigungen 
zwecks Feststellung des angegebenen Befreiungsgrundes beizufügen. 


EEE USA TERRA SE ANETTE TERRASSEN EERTSE ORTE 


Brun und Mieczysław Brun getreten. | schluss der Generalversammlung vom 26. IX. 1931 
ge in der hie des | wurde beschlossen, den Sitz der Gesellschaft aus 
Vorstandes wurden durch die Generalversammlung | Katowice nach Wielkie Hajduki zu verlegen. Im Zu- 
am 22. April 1926 und 27. Mai 1929 beschlossen. | sammenhang damit wurde der § 1 und 5 des Statuts 
Dem Anton Ostroróg - Wolski aus Warszawa, so- | geändert. 
wie dem Jerzy Berthold aus Warszawa wurde Pro- B. 1156. „Merkur“, Dom Meblowy, Sp. z ogr. 


kura erteilt und zwar in der Weise, dass jeder. von odp. Sitz in Katowice. Datum der Eintragung: 
—L—————— 


ihnen berechtigt ist, zusammen mit einem Vorstands- 
mitglied oder einem Vertreter der Vorstandsmitglie- SSL 


: Handelskreise veranlassen, die Vorsicht 
200.000.000 PMk. auf 800.000 zł. auf Grund eines bei den zu tätigenden Transaktionen zu 


Beschlusses der Generalversammlung vom 22. April {ff verdoppeln. 


6. November 1931. Gegenstand der Gesellschaft ist 
der Handel mit Möbeln jeder Gattung sowie Gegen- 
ständen, die im Bereich dieser Branche fallen, des- 
gleichen Tapeziererzeugnissen. Das Gesellschafts- 
kapital beträgt 20.000 zł. Geschäftsführer der Firma 
sind: Paweł Diamont, Starogard, Kościuszki 114 
und Kazimierz Beseler, Rybnik, Mikołowska 5. Die 
Gesellschaft ist eine solche mit beschränkter Haf- 
tung und wurde auf Grund eines notariellen Ver- 
trages vom 7. August 1931 für eine unbesckränkte 
Zeit geschlossen. Die Geschäftsführer ver/reten die 
Gesellschaft gemeinschaftlich. 


B. 1154. „Tilsor“ Śląska Fabryka Chemiczna, 
Sp. z ogr. odp. Datum der Eintragung 22. Oktober 
1931. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Katowice. 
Gegenstand der Gesellschaft ist die Hersellung und 
der Verkauf von Pflanzenleim. Das Gesellschafts- 
kapital beträgt 20.000,— Zt. Geschäftsführer der 
Gesellschaft ist der Ryszard Tils aus Katowice. Die 
Veröffentlichungen der Gesellschaft erscheinen ‘im 
„Monitor Polski“. 
A. 2593. Am 24. Oktober 1931 wurde bei der 
Fa. Roman Bochynek in Katowice eingetragen, dass 
ı dieselbe erloschen ist. 
B. 1145. „Europa“, Cukiernia i Kawiarnia Sp. 
z ogr. odp. Katowice. Datum der Eintragung 12. 
August 1931. Gegenstand des Unternehmens ist die 
Führung einer Konditorei und eines Kaffeeaus- 
schanks. Das Gesellschaftskapital beträgt 21.000. 
Zł. Die Gesellschaft ist eife solche mit beschränk- 
ter Haftung und wurde durch den Gesellschafts- 
vertrag vom 8. Juni 1931 beschlossen. Die Gesell- 
schaft -besitzt einen Vorstand, der sich aus einem 
oder mehreren Geschäftsführern zusammensetzt. 
Sollten mehrere Geschäftsführer ernannt werden, 
so wird die Gesellschaft durch. 2 Geschäfsführer ge- 
meinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer zu= 
sammen mit einem Prokuristen vertreten. Die Ge» 
schäftsführer Edward Wietrzny und Joachim Palka 
vertreten die Gesellschaft nur gemeinschaftlich mit 
dem Geschäftsführer, Franciszek Matulla. Die Ge- 
schäftsführer der Gesellschaft sind: Franciszek Ma- 
tulla aus Katowice, Edward Wietrzny aus Dziedzice 
und Joachim Palka aus Katowice. Veröffentlichun- 
gen der Gesellschaft werden im Monitor Polski er- 
scheinen. 


Sad Grodzki Kröl. Huta. 


B. Nr. 202. „Penna“, Sp. z ogr. odp. Król. Huta. 
Am 27. Januar 1932 wurde bei der Firma folgende 
Aenderung eingetragen: Durch Beschluss der Ge- 
sellschafter wurde der Name der Firma auf „Penna“, 
Sp. z ogr. odp., erste oberschlesische Fabrik für Rei- 
nigung von Federn in Król. Huta geändert. 

V. R. H. A. 972. Bei der Firma „Dykta“ Berek 
Feldbaum in Kröl. Huta wurde am 12. Januar 1932 
eingetragen, dass die Firma erloschen ist. 

y wre Rue o N ie SN } 
Sad Grodzki, Mysłowice. 

À. 487. Am 14. Dezember 1931 wurde bei der 
Firma Tonneao, Görnoslaska Fabryka beczek i 
skrzyn, Mala Dabröwka, Abram Wilman eingetra- 
gen, dass die Firma erloschen ist. 


Sad Grodzki Wodzistaw. 

A Nr. 45. Bei der Firma Hugo Georg Klockie- 
wicz in Wodzislaw wurde am 13. Januar 1932 in 
das Handelsregister eingetragen, dass der Jadwiga 
Klockiewicz, geborene Blażej, und der Buchhalterin, 
Marja Krasköwna aus Wodzisław, Gesamtprokura 
erteilt wurde. 

B. Nr. 6. l 

Bei der Firma „Gewerkschaft Beatensglück- 
grube“ in Radlin, Kreis Rybnik, wurde am 13. Januar 
1932 eingetragen, dass an die Stelle des zurückge- 
tretenen Dr. Rudolf Wachsmann, Generaldirektor 
aus Emmagrube der Tomisław Morawski, General- 
direktor aus Katowice gewählt wurde. 


rina 


Eisenwarengrosshandiung 


| 
099 u. 
der oder zusammen mit einem Prokuristen die Firma Die gegenwärtige Wirtschaftskrise | : i e ALTMARNN 
zu zeichnen. Das Gesellschaftskapital wurde von |jj mäste die Finanz-, Industrie- und | 
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1926 erhöht. Später wurde das Grundkapital auf Zu diesem Zwecke wurde die Kredit- 


Grund eines Beschlusses der Generalversammlung ||] schutz-Abteilung durch die a ä der köstliche Apfelmuell i Telefon 24, 25, 26. Gegründet 1865 
vom 29. Oktober 1926 auf 1.200.000 zł. und auf „INFORM ACJA“ $z Haben Sie dieses edle Tissen, Bieche, Werkzeuge, Werkzengmascht 
gr RT en ei er Katowice, Sokolska 4, Telefon 2-62 und erfrischende alko- | nen, Autogene Schweiss- und Schneidapparste, Bat- 
ung vom 15. November u k mbeı u Iche durch die: ; x 

f d0. 0 zt. erhöht. Im Zusammenhange mit den ||] ”Handeiskammer in Katowice holfreie Getränk schon | und Karosseriebeschläge, Haus- und Küchengeräte, 
1.500.000 lG eräte, Eisschränke, Ei hi E 

nannten Beschlüssen wurden die $$ 9, 21 und 35 |f|] Industrie- und Handelskammer in Bielsko, einmal versucht? Sie | Yartengeräte, Csi Kismaschinen, ‚Einkoch, 
des Statuts die sich auf die Höhe des Aktienkapi- Yeremigeng der a ROBORE Werd "von? senet apparate- und Gläser 

ERE a PR andit - Geselischa » x è s. 
tals, das Skinmrecht ger che (gegenwärtig En u Katowien, $ Wohigeschmiáck” ent- Marke „Weck 
gebührt 1 Aktie eine Stimme), sowie die Höhe der en - Verband der Wojewodscha zückt sein und es.an 
; ; ; tl; } kti Schlesien in Katowice, $ = 
here At, aeaa en Bee i Verben der nn y apte warmen Tagen nicht | ; 
$ cniesien in Katow . E = 
ziehen, geändert. Das Grundkapital der Gesellschaft Verband der Polnischen Kaufmännischen sog rer .. =ı INSERIEREN |- 
ist ärti . ti j . ver- ~- Ț Vereine in Katowice, omanti ist erhältlich Œf ee —,,— | 
ist gegenwärtig auf 15.000 Aktien zu je 100 zi. v Polnischen Raiffeisen - Verband in Katowice Lo-|= = 
teilt. L rde, bereit i in jedem besseren Co- | g in der Wirtschafts- 
B. 691. „Autogen“, Sp. z ogr. odp, Katowice. a a A kal und bei Ihrem|= Körrssdontäinz 

ter er en Ta der Gesell- Wir erteilen ausführliche und genau- Kaufmann. Lassen Sie | Æ ist für Sie 

BEN WER BE OSUTAS AN $ este Informationen über Firmen in gs sich nichts anderes '= 
schaft Wielkie. Hajduki ist. Zu.Prokuristen. der - Ge-. Polen und dem gesamten Ausland. drá =f SEHR VORTEILHAFT! 
sellschaft ai die un ee nn wen Auf Wunsch werden umgehend Prospekte aufdrängen. BIT Mal II DD 
Hajduki, ul. Długa 53, und der Ing. Henr ylion übersandt. = 
in Katowice, ul. Gliwicka 2, ernannt. Durch Be- TRETEN 
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